
 
 
 
 
 

 Landesdelegiertenkonferenz 

der 

Jusos Hamburg 

Juni 2025 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussbuch 
 

 
 
 
 
 
 

Armin Scharif Zadeh 

Der Landesgeschäftsführer 



Landesdelegiertenkonferenz 2025.2 
Datum 21.06.2025 
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Beschluss: Annahme in geänderter Fassung 

 
 
Keine Ausweitung der Arbeitszeit – Arbeitszeitschutz verteidigen! 1 

 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Hamburg möge zur Weiterleitung an den 3 

Landesparteitag der SPD Hamburg und zur anschließenden Weiterleitung an den 4 

Bundesparteitag, sowie zur Kenntnisnahme an den Landesvorstand der SPD Hamburg, 5 

beschließen 6 

  7 

Forderung: 8 

 9 

1. Die SPD lehnt jede Umstellung der täglichen Höchstarbeitszeit auf eine wöchentliche 10 

Höchstarbeitszeit ab. Die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion sowie die 11 

sozialdemokratischen Mitglieder des Kabinetts werden aufgefordert, entsprechende 12 

Gesetzesänderungen nicht zu unterstützen. 13 

2. Die Funktionär*innen und Mandatsträger*innen der SPD werden aufgefordert, sich in 14 

der von der CDU angestoßenen Debatte um Mehrarbeit entschieden gegen jede 15 

politische Maßnahme zu stellen, die eine Ausweitung oder Flexibilisierung der 16 

Arbeitszeit oder sonstige Verschlechterung der Arbeitsbedingungen darstellt.  17 

 18 

 19 

Begründung: 20 

 21 

Acht Stunden arbeiten, acht Stunden schlafen und acht Stunden Freizeit und Erholung“ – mit 22 

diesem Slogan begründete Robert Owen eine der ältesten und zentralsten Forderungen der 23 

Arbeiter*innenbewegung. 1869 wurde der Achtstundentag von der Sozialdemokratie erstmalig 24 

gefordert und schließlich 1918 durchgesetzt. 25 

 26 

Heute ist klarer denn je: Lange Arbeitszeiten wirken sich negativ auf die physische und 27 

psychische Gesundheit aus. Die Wahrscheinlichkeiten für Herzkreislauf- und 28 

Stoffwechselerkrankungen steigen, genauso wie das Burnout-Risiko oder die Anzahl 29 

krankheitsbedingter Fehltage. Allein das Fehler- und Unfallrisiko steigt nach 8 Stunden am Tag 30 

exponentiell an, ebenso spürbar sinkt die Produktivität bereits nach über 8 und besonders nach 31 

über 10 Stunden. Solche Belastungen wären weder für Arbeitnehmer*innen noch für unser 32 

Gesundheitssystem sinnvoll. 33 

 34 

Trotzdem lancieren Bundeskanzler Friedrich Merz und weitere CDU-Funktionäre seit Wochen 35 

einen breiten Angriff auf den Achtstundentag. Dass es dabei um etwas anderes geht als die 36 

Flexibilisierung zum Vorteil der Arbeitnehmer, sondern schlicht um die Schaffung des 37 

rechtlichen Rahmens für die Verpflichtung von 45 Millionen Erwerbstätigen zu mehr Arbeit unter 38 

für sie ungünstigen, für die Unternehmen profitableren Bedingungen, wird durch die parallel 39 

dazu aus der Union begonnene Debatte um die volkswirtschaftsschädliche Work-Life-Balance 40 

und die vermeintlich generell schlechte Arbeitsmoral der Deutschen deutlich. Tatsächlich 41 

ermöglicht das Arbeitszeitgesetz bereits heute eine tägliche Höchstarbeitszeit von 10 Stunden, 42 

die im Verlauf von 6 Monaten allerdings ausgeglichen werden muss. Das soll nicht reichen? 43 

Wofür eigentlich soll in Zukunft mehr gearbeitet werden? 44 

 45 

Seit 1991 ist die Arbeitsproduktivität pro Stunde in Deutschland um 40% gestiegen. Die 46 

Reallöhne stiegen in der gleichen Zeit um 13%. Der Löwenanteil der gestiegenen 47 

Wertschöpfung wurde von einigen Spitzenverdiener*innen (Managergehälter stiegen in den 48 

letzten 5 Jahren um den 56-fachen Wert der Reallöhne) und den milliardenschweren 49 
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Großaktionär*innen der maßgeblichen Unternehmen einbehalten. 55% der 50 

Vermögenszuwächse seit 2012 landeten bei den reichsten 1%. 51 

 52 

Währenddessen befürchten 61 % der Bundesbürger*innen an Überlastung zu erkranken, jede*r 53 

Fünfte stuft die Gefahr, an Burnout zu erkranken, als hoch ein. 2023 stieg die Zahl der 54 

tatsächlich an Burnout Erkrankten um 20 % gegenüber dem Vorjahr, als Gründe wurden 55 

insbesondere Termindruck und Überstunden genannt. 56 

 57 

Besonders prekär Beschäftigte – ob im Handel, in der Paketzustellung oder Gastronomie – sind 58 

auf den gesetzlichen Schutz durch § 3 ArbZG angewiesen. In Betrieben ohne Tarifvertrag oder 59 

betriebliche Mitbestimmung sind diese gesetzlichen Regelungen oft der einzige Schutz für 60 

Arbeitnehmer*innen. Bei einer Aufweichung würden sie diesen Schutz verlieren. 61 

 62 

Prekäre Beschäftigung, ungesunde Arbeitsverhältnisse und daneben immer mehr Reichtum für 63 

einige Wenige: Das alles braucht niemanden zu wundern. 64 

Zweck kapitalistischen Wirtschaftens ist nicht das Wohlergehen aller, sondern 65 

Gewinnmaximierung für Wenige. Mittel dafür ist die Arbeit der Arbeitenden. In der Konkurrenz 66 

der Unternehmen setzt sich durch, wer mehr, besser oder billiger produziert als die Konkurrenz. 67 

Bevorzugtes Mittel dafür ist die Produktivitätssteigerung durch technologischen Fortschritt, die 68 

sich bei den Beschäftigten durch Intensivierung und Verdichtung der Arbeitszeit bemerkbar 69 

macht: Wer für das Meeting nicht mehr ins Büro fahren muss, sondern über Zoom teilnimmt, 70 

spart dadurch Zeit, in der andere Arbeit geleistet werden kann und in der Folge auch muss. 71 

Sobald aber die Produktivitätssteigerungen nicht mehr ausreichen, um in der Konkurrenz zu 72 

bestehen, wird auf schlichte Ausdehnung des Arbeitstages abgestellt. Das erleben wir jetzt. 73 

 74 

Für uns als Sozialdemokrat*innen geht es dabei nicht nur darum eine der symbolreichsten und 75 

wichtigsten Errungenschaften der Arbeiter*innenbewegung zu verteidigen, sondern auch 76 

prekär Beschäftigte vor weiteren gesundheitlichen Risiken und noch härterer Ausbeutung zu 77 

schützen. Gelingen kann uns das nur kollektiv. Will die SPD eine Partei sein, welche die 78 

Interessen der arbeitenden Bevölkerung glaubwürdig vertritt, muss sie dieses Kollektiv werden 79 

und sich der angestrebten Arbeitszeitverlängerung und -flexibilisierung entschieden 80 

entgegenstellen! 81 
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AS3 
Antragsteller*in: Jusos Harburg 

Beschluss: Annahme 

 
 

Soziale Arbeit braucht soziale Förderung! 1 

 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Hamburg möge zur Weiterleitung an den 3 

Landesparteitag der SPD Hamburg und anschließender Weiterleitung an den SPD-4 

Bundesparteitag beschließen: 5 

  6 

Forderung 7 

 8 

Die Einführung einer elternunabhängigen BAföG-Förderung für alle vollzeitschulischen 9 

Ausbildungen in der Sozialpädagogischen Assistenz (SPA). 10 

 11 

Begründung 12 

 13 

Die Ausbildung zur Sozialpädagogischen Assistenz (SPA) ist die zentrale Einstiegsqualifikation 14 

für soziale und pädagogische Berufe, insbesondere in Kitas, Ganztagsschulen und 15 

Einrichtungen der Jugendhilfe. In einer Zeit, in der pädagogische Fachkräfte bundesweit fehlen, 16 

ist die Förderung und Wertschätzung dieser Ausbildung von elementarer Bedeutung. 17 

Trotzdem wird die SPA-Ausbildung im Gegensatz zur Erzieher*innen-Ausbildung nicht als 18 

„Aufstiegsfortbildung“ eingestuft, sondern als schulische Erstausbildung. Während angehende 19 

Erzieher*innen vom elternunabhängigen Aufstiegs-BAföG profitieren, sind SPA-20 

Schüler*innen in der Regel auf elternabhängiges Schüler-BAföG angewiesen. Das bedeutet, 21 

dass junge Menschen auf die finanzielle Unterstützung ihrer Eltern angewiesen sind; selbst 22 

dann, wenn diese keinen Unterhalt leisten oder das Verhältnis zerrüttet ist. 23 

Das ist nicht nur sozial ungerecht, sondern auch bildungspolitisch gefährlich. Wer keine 24 

unterstützenden Eltern hat oder früh eigenständig lebt, dem bleibt die Ausbildung oftmals 25 

verschlossen, obwohl gerade diese Menschen besonders wertvolle Kompetenzen für soziale 26 

Berufe mitbringen. Wer sich unter prekären Bedingungen durch die Ausbildung kämpft, erlebt 27 

unnötigen Druck und Erschöpfung, was sich auf Ausbildungsqualität und Berufsperspektive 28 

auswirkt. 29 
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B1 Antragsteller*in: Jusos Hamburg-Mitte 

Beschluss: Annahme in geänderter Fassung 

 
 
Chancengerechtigkeit durch soziale Vernetzung 1 

Prüfung von Patenschaftsprogrammen an Hamburger Schulen 2 

 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Hamburg möge zur Weiterleitung an den 4 

Landesparteitag der SPD-Hamburg beschließen 5 

  6 

Forderung 7 

 8 

Die SPD-Bürgerschaftsfraktion Hamburg sowie die SPD-Mitglieder im Senat werden darum 9 

gebeten, sich bei der Behörde für Schule, Familie und Berufsbildung sowie der Behörde für 10 

Gesundheit, Soziales, und Integration dafür einzusetzen und zu prüfen: 11 

 12 

1. Inwieweit an Hamburger Schulen, insbesondere in Stadtteilen mit hohem Anteil von 13 

Kindern aus einkommensschwachen Haushalten, strukturell verankerte Patenschafts- 14 

und Mentoringprogramme. Für diese Programme sollen Personen ausgewählt werden, 15 

die aufgrund ihrer Erfahrungen und Lebensweisen dazu geeignet sind, eine 16 

Vorbildfunktion für Kinder und Jugendliche zu übernehmen und sie bei ihrem Aufstieg 17 

zu unterstützen. 18 

 19 

2. Ab welcher Klassenstufe derartige Programme sinnvoll und wirksam einsetzbar sind, 20 

insbesondere im Hinblick auf persönliche Entwicklung, Interessenfindung und 21 

Anschlussfähigkeit an Netzwerke. 22 

 23 

3. Ob und wie bestehende Programme ausgeweitet oder dauerhaft gesichert werden 24 

können, um die soziale Durchlässigkeit zu fördern. 25 

 26 

4. Welche zivilgesellschaftlichen Partner*innen, Verbände, Unternehmen und 27 

Organisationen hierfür gewonnen und in einer langfristigen Kooperation eingebunden 28 

werden können. 29 

 30 

 31 

Begründung 32 

 33 

Forschungsergebnisse des Harvard-Ökonomen Raj Chetty zeigen: Soziale Kontakte zu 34 

Menschen mit höherem sozioökonomischem Status sind einer der entscheidenden Faktoren 35 

für sozialen Aufstieg. Kinder aus einkommensschwächeren Familien profitieren messbar, wenn 36 

sie durch persönliche Beziehungen Zugang zu Netzwerken, Ressourcen und Vorbildern 37 

erhalten, die ihnen sonst verwehrt bleiben. 38 

Patenschafts- oder Mentoringprogramme an Schulen können gezielt soziale Brücken bauen, 39 

zwischen Kindern und Jugendlichen aus benachteiligten Verhältnissen und Erwachsenen, die 40 

gesellschaftlich etabliert sind und ihre Erfahrungen, Netzwerke und Perspektiven teilen 41 

möchten. 42 

Solche Programme stärken nicht nur die individuelle Entwicklung, sondern tragen zur Stärkung 43 

des gesellschaftlichen Zusammenhalts bei.  44 
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B3 Antragsteller*in: Jusos Hamburg-Mitte 
Beschluss: Annahme 

 
 
Faire Nachqualifikation für Public Management-Studierende zur Stärkung des 1 

öffentlichen Dienstes in Hamburg 2 

 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz der Jusos Hamburg möge zur Weiterleitung an den 4 

Landesparteitag der SPD Hamburg beschließen: 5 

  6 

Forderung 7 

 8 

Der SPD-Landesvorstand sowie die SPD-Bürgerschaftsfraktion werden darum gebeten, sich 9 

einzusetzen, dass für Bachelor PuMa-Studierende (Public Management) an der HAW 10 

Hamburg, die die Abschlussprüfung im Bachelorstudium einmalig nicht bestehen, eine faire und 11 

chancengerechte Regelung geschaffen wird, die eine Nachqualifikation in angemessener Frist 12 

ermöglicht und keine vollständige Wiederholung der Ausbildung im mittleren Dienst über 2 bzw. 13 

2,5 Jahre verlangt. 14 

Dabei soll insbesondere durch die Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung 15 

sowie das Personalamt geprüft und angestrebt werden: 16 

1. �2�E���D�Q�D�O�R�J���]�X���D�Q�G�H�U�H�Q���%�X�Q�G�H�V�O�l�Q�G�H�U�Q�����]���×�%�����7�K�•�U�L�Q�J�H�Q�����H�L�Q�H���:�L�H�G�H�U�K�R�O�X�Q�J�V�P�|�J�O�L�F�K�N�H�L�W��17 

über eine ergänzende mündliche Prüfung oder über eine verkürzte Ausbildung von 18 

einem Jahr eingeführt werden kann, 19 

2. wie sich eine solche Regelung positiv auf die Gewinnung und den Verbleib von 20 

Nachwuchskräften im öffentlichen Dienst Hamburgs auswirken würde, 21 

3. inwiefern das bestehende Ausbildungsrecht und Prüfungswesen auf Landesebene 22 

flexibilisiert und sozial gerechter gestaltet werden kann, 23 

4. ob entsprechende Empfehlungen in Zusammenarbeit mit der HAW Hamburg, dem 24 

Personalamt sowie Studierendenvertretungen erarbeitet werden können. 25 

 26 

Begründung 27 

 28 

Der Fachkräftemangel in der öffentlichen Verwaltung ist insbesondere in Hamburg, eine sehr 29 

reale und drängende Herausforderung. Aktuell sind in der Hamburger Verwaltung über 4.200 30 

Stellen unbesetzt, was die Arbeitsbelastung für die verbleibenden Beschäftigten deutlich erhöht. 31 

Besonders betroffen sind Bezirksämter und einige Fachbehörden, wo die Vakanzquote teils bei 32 

�E�L�V���]�X�������×�����O�L�H�J�W���� 33 

Gleichzeitig werden motivierte junge Menschen durch starre Prüfungsregelungen ausgebremst: 34 

Wer im PuMa-Studium durchfällt, kann in Hamburg aktuell eine komplett neue 2 bis 2,5-jährige 35 

Ausbildung im mittleren Dienst durchlaufen, anstatt zielgerichtet nachzuqualifizieren. 36 

Andere Bundesländer sind hier weiter: In Thüringen reicht etwa eine zusätzliche mündliche 37 

Prüfung. Zudem steht die Hamburger Verwaltung in den kommenden Jahren vor einer 38 

massiven Pensionierungswelle. Tausende Stellen werden altersbedingt frei, der Bedarf an 39 

qualifiziertem Nachwuchs wächst stetig. Umso wichtiger ist es, alle Potenziale im eigenen 40 

Ausbildungssystem zu halten und jungen Menschen nach einem Rückschlag realistische 41 

Zweitchancen zu bieten. 42 

Gerade in einer Zeit, in der der öffentliche Dienst Nachwuchskräfte aktiv gewinnen muss, ist es 43 

widersinnig, engagierte Studierende durch formale Hürden dauerhaft auszuschließen. 44 

Stattdessen braucht es sinnvolle Nachqualifikationswege, wie sie andere Bundesländer bereits 45 

erfolgreich anwenden. 46 


